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Gut für die Menschen: Die Sozialdemokraten 
sind in der Koalition die treibende Kraft.

SPD-Fraktion

macht Tempo

Die neue SPD-Bundestagsfraktion 
hat die Arbeit aufgenommen. Die Pha-
se des Sich-Findens und Sich-Abtas-
tens ist spätestens seit der ersten Sit-
zungswoche im Januar vorbei. Jetzt gilt 
es, die Vereinbarungen des Koalitions-
vertrages zügig umzusetzen. „Wir ma-
chen Deutschland Stück für Stück ein 
bisschen gerechter und besser“, sagt 
SPD-Fraktionschef Thomas Opper-
mann. Er stellt klar: „Wir wollen diese 
Koalition und wir wollen die Umset-
zung des Koalitionsvertrags.“ 

Dabei legt die Koalition ein beacht-
liches Tempo vor: Ob Rentenpaket, 
Energiewende oder Mietpreisbremse – 
die große Koalition widmet sich den 
großen Themen. Gleichzeitig sind es 
vor allem sozialdemokratische The-
men, die angepackt werden. Die Sozial-
demokraten erweisen sich als treiben-
de Kraft.

Gut für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer

Das sehen auch die Bürgerinnen 
und Bürger so. Eine Forsa-Umfrage im 
Auftrag von Handelsblatt Online kam 
Anfang Februar zu einem eindeutigen 
Ergebnis: 37 Prozent der Befragten hat-
ten den Eindruck, dass die SPD in der 
Regierung bisher mehr Akzente setzen 
konnte. 31 Prozent fanden hingegen, 
dass die Unionsparteien ein besseres 
Bild abgeben würden. 

Dass die Sozialdemokraten jetzt re-
gieren, ist auch gut für die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer in 
Deutschland. Der Staat setze in der so-
zialen Marktwirtschaft die Rahmenbe-
dingungen dafür, dass Unternehmen 
Gewinne machen können, sagt Tho-
mas Oppermann. Aber er achte eben 
auch darauf, dass Arbeitnehmerrechte 

geschützt werden. „Das eine darf nicht 
auf Kosten des anderen gehen.“ 

Zentral für die SPD-Bundestagsfrak-
tion ist eine neue Ordnung am Arbeits-
markt. Deshalb steht für die Sozialde-
mokraten die Einführung eines 
gesetzlichen Mindestlohns im Fokus. 
Die Koalition wird ihn noch in diesem 
Jahr beschließen und Verbesserungen 
für 6,9 Millionen Menschen schaffen.

Zudem hat Arbeitsministerin And-
rea Nahles angekündigt, dass auf das 
Rentenpaket ein „Tarifpaket“ folgen 
werde. Damit können Tarifverträge 
künftig leichter für allgemeinverbind-
lich erklärt werden, wenn ein öffentli-
ches Interesse vorliegt. Sie gelten an-
schließend für die gesamte Branche. 

„Viele Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer werden dann wieder unter 
dem Dach von Tarifverträgen arbeiten 

können“, sagt Andrea Nahles.
Auch der Missbrauch von Werkver-

trägen soll eingedämmt werden, die 
Betriebsräte mehr Rechte bekommen. 
Außerdem wollen die Sozialdemokra-
ten den Missbrauch bei der Leiharbeit 
bekämpfen: „Die Leiharbeit wird auf 
neun Monate begrenzt. Und wir wol-
len die Mitbestimmungsrechte des Be-
triebsrats erweitern, wenn es um die 

Einstellung von Leiharbeitskräften 
geht“, sagt SPD-Fraktionschef Thomas 
Oppermann.

Noch in diesem Jahr soll es zudem 
die ersten Eckpunkte für ein Entgelt-
gleicheitsgesetz geben. „Wir wollen 
Hindernisse aus dem Weg räumen, die 
Frauen von einem fairen und gerech-
ten Lohn ausschließen“, erklärt SPD-
Fraktionsvizin Carola Reimann. ■

Auch in der großen Koalition wird sich die SPD-Fraktion für die Belange der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einsetzen. 
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●  Ausschuss für Arbeit und 
Soziales: Kerstin Griese

●  Finanzausschuss: 
Ingrid Arndt-Brauer
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Gegen 
Genmais
Deutschland hat sich bei der Ab-
stimmung der EU-Mitgliedstaaten 
über die Zulassung der gentech-
nisch veränderten (GVO) Maissorte 
„Dupont 1507“ enthalten. Die Bun-
desregierung konnte sich nicht auf 
eine gemeinsame Haltung einigen. 
Die zuständigen SPD-geführten Mi-
nisterien (Wirtschaft, Umwelt und 
Justiz) sprachen sich im Kabinett 
gemeinsam mit dem CSU-geführ-
ten Landwirtschaftsministerium 
gegen eine Zulassung aus. Die CDU-
geführten Häuser (Forschung und 
Gesundheit) inklusive der Bundes-
kanzlerin befürworteten den 
Anbau von „Dupont 1507“. Bei un-
terschiedlicher Einschätzung inner-
halb der Bundesregierung ist es 
üblich, sich auf EU-Ebene zu ent-
halten. Die SPD-Fraktion prüft nun, 
welche Möglichkeiten Deutschland 
im Falle einer EU-Zulassung von 
„Dupont 1507“ hat, um den Anbau 
hierzulande zu verhindern. ■

Stabile Preise
Mit einem Gesetz hat die Koalition 
das Preismoratorium für patentge-
schützte Medikamente verlängert. 
Das Moratorium verhindert, dass 
Preissteigerungen von Arzneimit-
teln an die Krankenversicherungen 
weitergegeben werden. 
Der Großabnehmerrabatt von 
16 Prozent, den die Hersteller den 
Kassen gewähren mussten, war 
bis zum 31.12.2013 befristet. In Zu-
kunft wird dieser Rabatt aufgrund 
der guten Finanzlage der Kassen 
sieben Prozent betragen. Mit diesen 
Maßnahmen will die Koalition ver-
meiden, dass die gesetzlichen Kran-
kenkassen durch Preiserhöhungen 
bei Arzneimitteln übermäßig belas-
tet werden. ■

2 // Aktuelles

braucherschutzminister Heiko Maas 
einen Gesetzentwurf für eine Miet-
preisbremse vorlegen. Vor allem die 
drastischen Mieterhöhungen bei Wie-
dervermietungen will die Koalition 
begrenzen. „Guter und bezahlbarer 
Wohnraum im lebenswerten Quartier 
ist wichtige Daseinsvorsorge“, sagt der 
baupolitische Sprecher der SPD-Frakti-
on Michael Groß. Künftig sollen die 
Länder Gebiete festlegen, in denen die 
Mietsteigerung auf maximal zehn Pro-
zent der ortsüblichen Vergleichsmiete 
begrenzt wird. Bei den Maklergebüh-
ren soll in Zukunft gelten: Wer bestellt, 
der zahlt. 

Gleichstellung
Innerhalb der ersten 100 Tage werden 
Familienministerin Manuela Schwesig 
und Justizminister Heiko Maas ein Ge-
setz für eine Frauenquote von mindes-
tens 30 Prozent für Neubesetzungen 
von Aufsichtsräten auf den Weg brin-
gen. Dieses gilt für voll mitbestim-
mungspflichtige, börsennotierte Un-
ternehmen. Zudem müssen alle 
mitbestimmungspflichtigen oder bör-
sennotierten Unternehmen ab 2015 
verbindliche Zielgrößen für die Erhö-
hung des Frauenanteils im Aufsichts-
rat, im Vorstand und im obersten Ma-
nagement festlegen. Die Unternehmen 
hätten die Chance vertan, mit Gleich-
stellung ernst zu machen, sagt SPD-
Fraktionsvizin Carola Reimann. „Der 
Gesetzgeber muss jetzt handeln.“

Manuela Schwesig will zudem 
noch in diesem Jahr Eckpunkte für ein 
Entgeltgleichheitsgesetz vorlegen. Da-

„Der Koalitionsvertrag ist eine Errun-
genschaft, die wir verteidigen. Wir 
werden keinen Streit über die Ausle-
gung anfangen, sondern gemeinsam 
mit der Regierung die Umsetzung vor-
antreiben“, sagt der SPD-Fraktionsvor-
sitzende Thomas Oppermann. Projekte 
wie die Energiewende oder die Renten-
reform (mehr dazu auf den Seiten 6 
und 7) stehen dabei im Fokus. Aber 
auch auf anderen Feldern hat sich die 
Koalition für 2014 viel vorgenommen:

Der Mindestlohn 
Es ist eine gute Nachricht für Alle, die 
derzeit nicht von ihrer Arbeit leben 
können: Der Mindestlohn kommt. 
Noch in diesem Jahr soll ein allgemei-
ner gesetzlicher Mindestlohn von 8,50 
Euro pro Stunde beschlossen werden 
und zum 1. Januar 2015 in Kraft treten. 
Abweichungen sind dann nur noch 
dort zulässig, wo es einen Tarifvertrag 
gibt. Spätestens zum 31. Dezember 
2016 gilt der Mindestlohn ohne Aus-
nahme deutschlandweit. Eine Kom-
mission der Tarifpartner wird die Höhe 
des Mindestlohns regelmäßig überprü-
fen und anpassen. 

„Mit dem flächendeckenden Min-
destlohn ab dem 1. Januar 2015 hält 
die SPD Wort, eine neue Ordnung auf 
dem Arbeitsmarkt zu schaffen und 
skandalös niedrigen Löhnen entschie-
den entgegen zu treten“, sagt Katja 
Mast, die Sprecherin für Arbeit und So-
ziales der SPD-Bundestagsfraktion.

Mietpreisbremse
Noch im März wird Justiz- und Ver-

Konsequenzen aus NSU-Pannen
Änderung der Geschäftsordnung der 
18. Wahlperiode vorgelegt. Die Opposi-
tionsfraktionen können damit einen 
Untersuchungsausschuss einsetzen, 
den Bundestag einberufen oder eine 
Enquete-Kommission einsetzen. „Für 
die SPD-Bundestagsfraktion ist es eine 
Selbstverständlichkeit, dass die Min-
derheitenrechte der Opposition wäh-
rend der Großen Koalition gewahrt 
werden“, sagt die Erste Parlamentari-
sche Geschäftsführerin der SPD-Frakti-
on Christine Lambrecht. ■

Ermittlungsfehler wie die bei der 
rechtsextremen NSU-Mordserie 
dürfen sich nicht wiederholen. 
Der Bundestag hat deshalb mit den 
Stimmen aller Fraktionen einen ge-
meinsamen Antrag beschlossen, mit 
dem die Empfehlungen des NSU-Un-
tersuchungsausschusses bekräftigt 
werden sollen. Der Antrag enthält ins-
gesamt 50 Empfehlungen für Polizei, 
Justiz und Verfassungsschutz. „Die ge-
meinsam erarbeiteten Untersuchungs-
ergebnisse haben die Überzeugung 

wachsen lassen, dass eine Reihe von 
Korrekturen und Reformen dringend 
geboten sind“, heißt es in dem Antrag. 
Es geht unter anderem um Maßnah-
men für eine stärkere Kontrolle der 
Verfassungsschützer und um einen 
verbesserten Austausch zwischen den 
Behörden. Die Polizei soll verpflichtet 
werden, bei Gewalttaten einen rechts-
extremen Hintergrund zu prüfen, 
wenn wegen der Person des Opfers ein 
rassistisches oder politisches Tatmotiv 
möglich erscheint. ■ FO
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Der Koalitionsvertrag trägt eine sozialdemokratische Handschrift. 
Auch deshalb will die SPD-Bundestagsfraktion die Vereinbarungen 
rasch umsetzen.

2014: Koalition hat sich viel 

vorgenommen

Seit Jahren setzt sich die SPD-Bundestags-

fraktion für einen gesetzlichen Mindestlohn 

ein. Zum 1. Januar 2015 wird er in Kraft 

treten.

mit soll der unterschiedlichen Bezah-
lung von Frauen und Männern entge-
gengewirkt werden. 

Ende der Optionspflicht
Es ist ein Paradigmenwechsel und 
wird Erleichterungen für Hunderttau-
sende Betroffene bringen: Die Options-
pflicht wird abgeschafft! Bisher müs-
sen sich in Deutschland geborene 
Kinder ausländischer Eltern bis zu ih-
rem 23. Lebensjahr für eine Staatsbür-
gerschaft entscheiden, ansonsten 
verlieren sie die deutsche Staatsange-
hörigkeit. In Zukunft können sie so-
wohl die deutsche als auch die Staats-
angehörigkeit ihrer Eltern behalten. ■

Meldungen

Eine Demokratie braucht eine 
handlungsfähige Opposition. 
Die Minderheit im Bundestag muss ih-
ren Standpunkt in den Willensbil-
dungsprozess des Parlaments einbrin-
gen können. Grüne und Linke aber 
haben zusammen nicht mehr genü-
gend Stimmen, um beispielsweise Un-
tersuchungsausschüsse einsetzen oder 
eine Sitzung des Bundestages einberu-
fen zu können. Um ihre Minderheiten-
rechte zu stärken, haben die Koaliti-
onsfraktionen einen Antrag zur 

Mehr Rechte für Opposition



 Aus der Fraktion // 3 

Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,
die neue Bundesregierung ist im 
Amt, und wir arbeiten intensiv da-
ran, den Koalitionsvertrag umzu-
setzen. Wir wollen und werden die 
kommenden vier Jahre nutzen, 
um die Lebenssituation vieler Mil-
lionen Menschen spürbar zu ver-
bessern. Eines unserer wichtigsten 
Vorhaben ist bereits in vollem 
Gange. Bundesarbeitsministerin 
Andrea Nahles hat in kürzester 
Zeit ein Rentenpaket vorgelegt, 
das insgesamt für mehr Gerechtig-
keit sorgt. Wer 45 Jahre gearbeitet 
hat, wer Kinder großgezogen hat, 
der stützt in ganz besonderer 
Weise die Stabilität der Sozialversi-
cherungen. Das verdient Respekt. 
Wir sind uns bewusst, dass das 
Rentenpaket nicht bei allen Aner-
kennung findet und nehmen die 
Kritik ernst. Aber wir machen 
keine Geschenke. Die Menschen, 
die lang und hart gearbeitet ha-
ben, haben sich die Besserstellun-
gen allein verdient. Deswegen 
steht die gesamte Bundesregie-
rung voll hinter unserem Renten-
paket.
Um später nicht von niedrigsten 
Renten leben zu müssen, müssen 
wir heute dafür sorgen, dass es 
gute Arbeit für alle Menschen gibt. 
Deswegen ist es absolut notwendig, 
den gesetzlichen Mindestlohn von 
8,50 Euro pro Stunde einzuführen. 
Der Mindestlohn, Maßnahmen ge-
gen den Missbrauch von Werkver-
trägen und die Begrenzung von 
Leiharbeit, sind zentrale Bausteine 
sozialdemokratischer Regierungs-
politik, die den Wert von Arbeit 
stärker als bisher wertschätzen 
und bei Millionen Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern zu spür-
baren Verbesserungen führen 
werden. Das ist wichtig für das Ge-
rechtigkeitsempfinden der Men-
schen. Bis Mitte April wird Andrea 
Nahles dafür einen Gesetzentwurf 
vorlegen – im Dialog mit den Sozi-
alpartnern, damit am Ende ein be-
lastbares und praktikables Gesetz 
die Einführung des Mindestlohns 
zum 1. Januar 2015 bundesweit 
 sicherstellt. ■

In der 18. Wahlperiode ist deutlich mehr los im SPD-Fraktionssaal. 
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Es wird künftig deutlich voller im 
Otto-Wels-Saal, dem Sitzungs-
saal der SPD-Fraktion im Reichs-

tagsgebäude. Mit 193 Abgeordneten 
ist die SPD-Fraktion um 47 Mitglieder 
stärker als noch in der letzten Legisla-
turperiode. Zudem gab es nach den 
Bundestagswahlen eine Frischzellen-
kur: 87 neue Gesichter gibt es in der 
Fraktion, 106 Abgeordnete waren auch 
schon in den letzten vier Jahren dabei. 
Frischer Wind und parlamentarische 
Erfahrung begegnen sich damit in Zu-
kunft auf Augenhöhe. 

Deutlich weiblicher
Zudem ist die Fraktion deutlich weibli-
cher geworden: Mit einem Frauenan-
teil von 42 Prozent erfüllt die SPD-Frak-
tion die Frauenquote von 40 Prozent, 
die sie selbst für Frauen in Führungs-
positionen in Unternehmen fordert. 

Auch der Anteil von Abgeordneten 
mit Migrationshintergrund ist größer 
geworden. 12 Frauen und Männer in 
der Fraktion haben ausländische Wur-
zeln. Damit liegen die Sozialdemokra-

Die SPD-Bundestagsfraktion startet auch personell mit frischem Wind 
in die neue Wahlperiode.

SPD-Fraktion: Neue Gesichter 

und alte Bekannte

ten vor allen anderen Bundestagsfrak-
tionen. Ihre Erfahrungen und ihr 
Zugang zu anderen Kulturen und Tra-
ditionen werden die Arbeit der Frakti-
on bereichern.

Der Altersdurchschnitt der SPD-
Bundestagsfraktion liegt in der 18. Wahl-

periode bei 50,56 Jahren, wobei insge-
samt 26 Abgeordnete jünger sind als 
40 Jahre. Das jüngste Mitglied ist der 
Duisburger Abgeordnete Mahmut Öz-
demir mit 26 Jahren, das älteste Mit-
glied ist Gernot Erler aus Freiburg mit 
69 Jahren. ■

SPD-Fraktion ist „Fraktion der Gewerkschaften“
Die SPD-Bundestagsfraktion steht 
nicht nur inhaltlich an der Seite der 
Gewerkschaften, auch personell 
gibt es große Schnittmengen. 
Die Zahl der Fraktionsmitglieder, die 
vor ihrer Abgeordnetentätigkeit ge-
werkschaftspolitisch aktiv waren oder 
es noch sind, ist von 13 auf 25 gestie-
gen. Zum Vergleich: Alle anderen Frak-

tionen im Bundestag kommen zusam-
men auf 16 Aktive. Hier die Namen der 
gewerkschaftspolitisch aktiven SPD-
Fraktionsmitglieder: Ulrike Bahr, 
Heinz-Joachim Barchmann, Doris Bar-
nett, Klaus Barthel, Willi Brase, Martin 
Burkert, Ulrich Freese, Michael Gerdes, 
Ulrich Hampel, Josip Juratovic, Gabrie-
le Katzmarek, Marina Kermer, Cansel 

Kiziltepe, Daniela Kolbe, Steffen-Clau-
dio Lemme, Markus Paschke, Stefan 
Rebmann, Andreas Rimkus, Hans-Joa-
chim Schabedoth, Norbert Spinrath, 
Martina Stamm-Fibich, Kerstin Tack, 
Franz Thönnes, Gabi Weber, Bernd 
Westphal. ■

Die SPD-Bundestagsfraktion hat im 
Dezember einen neuen geschäfts-
führenden Vorstand gewählt.  Neuer 

Fraktionsvorsitzender ist Thomas 
Oppermann. Ihm stehen neun Stell-
vertreter zur Seite:
● Sören Bartol (Verkehr, Bau und Digi-
tale Infrastruktur)
● Hubertus Heil (Wirtschaft, Energie, 
Bildung, Forschung)
● Dr. Eva Högl (Innen und Recht, Ver-
braucherschutz, Sport, Kultur)
● Prof. Dr. Dr. Karl Lauterbach (Ge-
sundheit und Petitionen)
● Dr. Rolf Mützenich (Außen und Ver-
teidigung, Menschrechte)
● Dr. Carola Reimann (Arbeit und 
 Soziales, Frauen, Senioren, Familie und 
Jugend)

● Carsten Schneider (Haushalt, Finan-
zen, Euro)
● Axel Schäfer (Europa und Wirtschaft-
liche Zusammenarbeit)
● Ute Vogt (Umwelt und Landwirt-
schaft)
Die neuen Parlamentarischen Ge-
schäftsführerinnen der SPD-Fraktion 
sind Christine Lambrecht (1. PGF), 
 Bärbel Bas, Petra Ernstberger und 
Dagmar Ziegler. 
Neue Justiziarin der Fraktion ist 
Dr.  Katarina Barley. Vizepräsidentin-
nen des Bundestages sind Edelgard 
Bulmahn und Ulla Schmidt.

Neues Jahr, neuer Vorstand

Christine Lambrecht, Erste Parlamen-

tarische Geschäftsführerin der SPD-

Bundestagsfraktion 

Thomas Oppermann, neuer Vorsitzender 

der SPD-Bundestagsfraktion 

www.spdfraktion.de



4 // Im Gespräch

Allerdings dürfen wir über die Ar-
beit an den Gesetzen nicht vergessen, 
den Menschen unsere Politik zu erklä-
ren. Darin sehe ich eine wichtige Auf-
gabe der Fraktion und ihres Vorsitzen-
den.

Welche Rolle kommt der SPD-Frak-
tion insgesamt zu, abgesehen von 
der Bestätigung der Kabinettsbe-
schlüsse?

Die 193 Abgeordneten der SPD-
Bundestagsfraktion haben sich nicht 
zu einem Abnickverein zusammenge-
schlossen, ganz im Gegenteil. Ihr Enga-
gement und ihre Kompetenz werden 
sie konsequent einbringen. Wir wer-
den diskutieren und dann entscheiden. 
Das überlassen wir nicht allein der Re-

gierung. Denn die Aufgabenverteilung 
ist klar geregelt: Am Ende sind es die 
Abgeordneten des Bundestages, die an 
jedes Gesetz den letzten Strich machen.

Wie zufrieden sind Sie mit den er-
sten Monaten nach der Regie-
rungsübernahme?

Wir hatten einen guten Start, aber 
manches hätte auch besser laufen kön-
nen. Atmosphärisch haben wir jetzt 
eine Strecke vor uns, die wir mit Hilfe 
guter Sacharbeit auch bewältigen kön-
nen. Vertrauen gewinnen wir durch 
enge Zusammenarbeit. Politisch bin 
ich durchaus zufrieden. Immerhin ha-
ben wir einiges bereits auf den Weg 
gebracht, das uns wichtig ist: die be-
zahlbare Energiewende, ein gerechtes 
Rentenpaket, den Mindestlohn und ei-
niges mehr.

Große Koalitionen haben die nö-
tige Mehrheit, um auch größere 
Probleme anzupacken. Welche 
Projekte stehen in den nächsten 
vier Jahren im Vordergrund?

Da ist natürlich als erstes und größ-
tes Projekt die Energiewende, weil von 
ihr in den nächsten Jahrzehnten unse-
re Wettbewerbsfähigkeit und damit 
unser Wohlstand abhängt. Wir müs-
sen die Energiewende schaffen, aber 
wir dürfen die Menschen nicht über-
fordern. Sie muss für alle bezahlbar 
bleiben. Deswegen war es so wichtig, 
dass Sigmar Gabriel schnell gehandelt 
und ein sehr gutes Konzept vorgelegt 
hat. Im Kern geht es darum, die Erneu-
erbaren Energien auszubauen, ohne 
dass die Strompreise weiter unge-
bremst steigen wie bisher.

Was können speziell Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer von 
dieser Regierung erwarten?

Gute Arbeit, faire Löhne, gerechte 
Rente. Das ist kurz gesagt die Formel, 
unter die sich unser Programm für Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
zusammenfassen lässt. Noch im April 
wird Andrea Nahles einen Gesetzent-
wurf zum Mindestlohn vorlegen. Im 
gleichen Zug gehen wir gegen den 
Missbrauch bei den Werkverträgen vor 
und werden die Leiharbeit begrenzen. 
Alles in allem verbessern wir damit die 
Einkommens- und Arbeitssituation 
von sehr, sehr vielen Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern. Bei der Rente 
sind wir sogar schon einen Schritt 
 weiter. Das Rentenpaket von Andrea 
Nahles wird bis zum Sommer verab-
schiedet.

Sie sind seit Dezember Vorsitzen-
der der SPD-Bundestagsfraktion. 
Als Parlamentarischer Geschäft-
führer haben Sie offensiv die poli-
tischen Gegner attackiert. Wie 
interpretieren Sie ihre neue Rolle?

Als parlamentarischer Geschäfts-
führer in der Opposition habe ich die 
Regierung genau beobachtet, deutlich 
kritisiert und auch mal hart attackiert. 
Das war meine Aufgabe. 

Jetzt aber sind wir Regierungsfrak-
tion. Wir wollen und können etwas 
bewegen, etwas verändern, damit es 
den Menschen besser geht. Es geht da-
rum, die vielen guten Vereinbarungen 
aus dem Koalitionsvertrag umzuset-
zen. Darin steckt viel sozialdemokrati-
sche Substanz.

Demokratie mache Spaß, sagt der neue Vorsitzende der SPD-Bundes-
tagsfraktion Thomas Oppermann. Im Interview spricht er über die 
Vorhaben der Großen Koalition und erklärt, warum das geplante 
Rentenpaket generationengerecht ist.
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»Wir wollen und können 

etwas bewegen, damit es 

den Menschen besser geht«

„Die 193 Abgeord-
neten der SPD-Frak-
tion haben sich nicht 
zu einem Abnick-
verein zusammen-
geschlossen.“

„Gute Arbeit, faire 
Löhne, gerechte 
Rente – das ist unser 
 Programm für Arbeit-
nehmer.“



Ich warne davor, aus dem Thema 
Rente einen Generationenkonflikt zu 
machen. Niemand wird einem Arbeit-
nehmer, der 45 Jahre hart gearbeitet 
hat und einfach nicht mehr kann, sei-
ne gerechte Rente streitig machen. Die-
jenigen, die Kinder groß gezogen oder 
die 45 Jahre Job hinter sich haben, ha-
ben unser Sozialsystem stabil gemacht. 
Das verdient Respekt, das verdient An-
erkennung und das verdient auch eine 
höhere und gegebenenfalls frühere 
Rente als bisher.

Außerdem investieren wir gleich-
zeitig in Bildung, Forschung und Infra-
struktur, um die wirtschaftliche Stärke 
Deutschlands in den kommenden 
Jahrzehnten zu erhalten. Davon profi-
tieren besonders die Jungen.

Die Fraktionen der Opposition 
stellen im neuen Bundestag nur 
knapp 20 Prozent der Abgeordne-

ten. Braucht eine so kleine Opposi-
tion mehr Rechte?

Ja und die räumen wir auch ein. Der 
Bundestag braucht lebhafte Debatten, 
deswegen bekommen die Oppositions-
fraktionen längere Redezeiten, als ih-
nen nach ihrem Wahlergebnis zuste-
hen würden. Zudem passen wir in 
dieser Legislaturperiode die Minder-
heitenrechte an die Gegebenheiten an. 
So kann die Opposition Sondersitzun-
gen durchsetzen, Untersuchungsaus-
schüsse einsetzen und Experten-Anhö-
rungen verlangen, obwohl sie nicht die 
eigentlich erforderlichen 25 Prozent 
zusammenbringt. 

Und zu guter Letzt erhöhen wir 
auch noch den Oppositionszuschlag, 
damit die kleinen Fraktionen genug 
Geld haben, um den erforderlichen Ar-
beitsaufwand bezahlen zu können. Da-
mit kommt diese sehr kleine Oppositi-

on praktisch den Möglichkeiten einer 
normalen Opposition sehr nah.

Wie sieht es mit dem Einfluss der 
Bürger aus. Wann bekommen wir 
mehr direkte Demokratie auf Bun-
desebene?

Bei der direkten Demokratie haben 
wir uns in den Koalitionsverhandlun-
gen leider nicht mit CDU und CSU eini-
gen können. Aber da bleiben wir dran. 
Gerade die SPD hat zuletzt bei ihrem 
Mitgliederentscheid sehr gute Erfah-
rungen gemacht. Da hat jeder, der mit-
gemacht hat, gesehen: Demokratie 
macht Spaß. Daran werden wir an-
knüpfen. ■

Die Debatte über den Mindest-
lohn gewinnt gerade wieder an 
Fahrt. Kritiker fürchten Jobverlu-
ste und Zunahme an Schwarzar-
beit. Wie wirtschaftsfeindlich ist 
der Mindestlohn? 

Der Mindestlohn wird für Millio-
nen von Menschen die größte Gehalts-
erhöhung ihres Lebens. Er stärkt die 
Kaufkraft und wirkt wie ein gewalti-
ges Konjunkturprogramm. Natürlich 
funktionieren einige Geschäftsmodel-
le, die auf Lohndumping aufgebaut 
sind, dann nicht mehr. Insofern kön-
nen auch besonders schlecht bezahlte 
Arbeitsplätze wegfallen. Aber durch 
die Steigerung der Kaufkraft und das 
dadurch entstehende Wachstum wer-
den mindestens genauso viele Arbeits-
plätze entstehen. Und vor allem besei-
tigen wir für Arbeitgeber, die faire 
Löhne zahlen, den Wettbewerbsnach-
teil gegenüber denen, die ihre Gewin-
ne allein mit Dumpinglöhnen errei-
chen wollen. 

In der Debatte um das Rentenpa-
ket stehen vor allem die Kosten im 
Mittelpunkt. Wie generationenge-
recht ist das Rentenpaket der Gro-
ßen Koalition?

„Der Mindestlohn 
wird für Millionen von 
Menschen die größte 
Gehaltserhöhung 
ihres Lebens.“

Otto-Wels-Preis für Demokratie

Die SPD-Bundestagsfraktion ver-
leiht 2014 zum zweiten Mal den 
„Otto-Wels-Preis für Demokratie“. 

In diesem Jahr werden Akteure, Ein-
richtungen und Initiativen ausge-
zeichnet, die sich mit den Mitteln 
von Kunst und Kultur in besonderer 
Weise gemeinnützig für soziale Inte-
gration und Demokratie engagieren. 
In vielen deutschen Regionen, Städ-
ten und Gemeinden sind Kulturver-
eine, Kulturzentren und -initiativen, 
zumeist mithilfe ehrenamtlicher Un-
terstützer, aktiv und sorgen mit Pro-
jekten und Ideen für interkulturelles 
Verständnis. Sie stärken die Demo-
kratie. Diese Projekte und Initiativen 
sucht die SPD-Bundestagsfraktion, 
um ihr Engagement zu würdigen.

Teilnahme
● Sie leisten mit Ihrem Verein, Ihrer 
Initiative oder ihrem Projekt einen 
Beitrag dazu, mit den Mitteln von 
Kunst und Kultur Demokratiever-
ständnis und Toleranz zu fördern?

● Sie organisieren Konzerte, Lesun-
gen oder Kunstevents, die Jugend-
liche mit unterschiedlichem 
Hintergrund zusammenbringen, 
um interkulturelles Verständnis 
und soziale Integration zu fördern?

● Sie haben ein Musikprojekt gegen 
Rechtsextremismus ins Leben geru-
fen oder ein Theaterstück für mehr 
Toleranz organisiert?

● Allgemein gesprochen: Sie haben 

etwas initiiert und verwirklicht, das 
auf künstlerische Weise der Verstän-
digung zwischen Kulturen dient, In-
tegration und gesellschaftliche Viel -
falt fördert und zur Toleranz aufruft?

Bewerben Sie sich!
Dann bewerben Sie sich um den 
Otto-Wels-Preis für Demokratie 
der SPD-Bundestagsfraktion!
Sie können sich mit Ihrem Verein, 
 Ihrer Initiative etc. bewerben, wenn 
Sie ein nicht-kommerzielles Kultur-
projekt ins Leben gerufen haben, 
das in besonderer Weise soziale 
 In tegration, Vielfalt, Toleranz und 
 Demokratieverständnis fördert und 
sozialer Ausgrenzung und Benach-
teiligung vorbaut. Ziel Ihres Projek-
tes sollte sein, mit Hilfe unterschied-

licher Kunstformen für mehr Akzep-
tanz und Toleranz in  unserer Gesell-
schaft zu werben und die Bedeutung 
von Demokratie und Teilhabe 
für unser Zusammenleben hervor-
zuheben. Einsendeschluss für die 
 Bewerbung ist der 31. März 2014.

Gewinn
Die drei Gewinnerinnen und Gewin-
ner erhalten Geldpreise, gestiftet von 
den SPD-Abgeordneten im Deut-
schen Bundestag, und werden zur 
feierlichen Preisverleihung am 
7. Mai 2014 nach Berlin eingeladen. 
Weitere Informationen und das Teil-
nahmeformular finden Sie unter:

www.spdfraktion.de/
ottowelspreis 
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Alter und neuer Vorsitzender: Frank-Walter Steinmeier und Thomas Oppermann nach der Wahl des SPD-Fraktionsvorsitzenden.

Mehr Infos zum Thema: 

www.spdfraktion.de
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Heil. Zugleich brauche die deutsche 
Wirtschaft endlich wieder Planungs- 
und Investitionssicherheit.

Künftig will die Regierung durch die 
Festlegung von Ausbaukorridoren den 
Zubau neuer Wind-, Solar- und Biomas-
seanlagen steuern. Damit will sie zum 
einen das Ausbauziel von 40 bis 45 Pro-
zent Strom aus Erneuerbaren Energien 
in 2025 erreichen, zum anderen sollen 
Fehlallokationen und Kostensteigerun-
gen verhindert werden. 

Weniger Förderung, mehr Markt
Nach dem Eckpunktepapier soll auch 
die Grundvergütung schneller als bis-
her vorgesehen sinken. Derzeit be-
trägt die durchschnittliche Vergütung 
für Ökostrom 17 Cent/kWh. Sie soll 
für Neuanlagen auf durchschnittlich 

12 Cent/kWh sinken. Um die Erneuer-
baren Energien langfristig in den 
Strommarkt zu integrieren, müssen 
Betreiber von größeren Neuanlagen ab 
einer Leistung von 500 Kilowatt ihren 
Strom künftig selbst vermarkten. Bis 
2017 soll diese Pflicht zur Direktver-
marktung auch für neue Anlagen ab 
100 Kilowatt Leistung gelten.

Zuspruch für seine Pläne erhält der 
Wirtschaftsminister auch von den Ge-
werkschaften. Der IG-BCE-Vorsitzende 
Michael Vassiliades sieht in dem Papier 

„viele wichtige Schritte in die richtige 
Richtung“. „Die Energiewende braucht 
mehr Innovation und marktwirtschaft-
liche Orientierung, um in den Kosten 
ökonomisch verkraftbar und sozial ver-
träglich gestaltet zu werden“, sagt Vas-
siliades. ■

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 
ist ein Erfolg: Mit seiner Einführung im 
Jahr 2000 hat die damalige rot-grüne 
Bundesregierung die Grundlage für die 
Energiewende in Deutschland geschaf-
fen. Heute kommt ein Viertel unseres 
Stroms aus Erneuerbaren Energien. 
Über 300.000 neue Arbeitsplätze sind 
in der Branche entstanden. 

Allerdings treibt gerade dieser Er-
folg auch die Kosten der Energiewende 
in die Höhe. Knapp 20 Milliarden Euro 
hat die Förderung der Erneuerbaren 
2013 gekostet, bezahlt von der Wirt-
schaft – soweit sie nicht unter die Be-
sonderen Ausnahmeregelungen fällt – 
und den privaten Stromkunden in 
Form der EEG-Umlage. „Die Energieko-
sten haben für private wie gewerbliche 
Konsumenten mittlerweile die 
Schmerzgrenze überschritten“, sagt 
dazu Bundeswirtschafts- und Energie-
minister Sigmar Gabriel. Mit seinen 
Eckpunkten für die Reform des EEG 
zeigt Gabriel auf, wie diese Kostenex-
plosion eingedämmt werden kann. 

„Ich verspreche keine sinkenden Strom-
preise“, sagt Gabriel, aber die Kosten-
dynamik solle gebrochen werden.

Kosten eindämmen
Das Ziel der Reform ist deshalb klar: 
Die Energiewende konsequent voran-
treiben und gleichzeitig dafür sorgen, 
dass Strom bezahlbar und die Versor-
gung gesichert bleiben. „Die Reform 
muss für mehr Kosteneffizienz beim 
Ausbau der erneuerbaren Energien sor-
gen“, sagt SPD-Fraktionsvize Hubertus 
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Energiewende vorantreiben,

Kostenanstieg bremsen

Demokratie braucht fi nanziell un-
abhängige und unbestechliche Ab-
geordnete. 

Die SPD-Bundestagsfraktion kämpft 
deshalb seit langem dafür, die Beste-
chung von Abgeordneten unter Strafe 
zu stellen. Bislang ist in Deutschland 
nur der Kauf bzw. Verkauf der Abgeord-
netenstimme bei Wahlen und Abstim-
mungen verboten. Deshalb hat der 
Bundestag jetzt einem Gesetzentwurf 
der Koalition zugestimmt, nach dem 
künftig auch Bestechungsversuche bei 
der Wahrnehmung des Mandats ge-
ahndet werden können. „Eine Selbst-
verständlichkeit findet endlich Ein-
gang ins Bundesgesetzblatt: Ein 

Abgeordneter, der sich kaufen lässt, 
wird bestraft“, sagt dazu der rechts- 
und verbraucherpolitische Sprecher 
Burkhard Lischka.

Mit einem zweiten Gesetz hat die 
Große Koalition zudem eine klare Lö-
sung für die Bezahlung von Abgeord-
neten geschaffen. Über die Abgeordne-
tendiäten wird seit jeher emotional 
diskutiert. Vor allem weil die Abgeord-
neten bisher selbst über die Höhe der 
Entschädigung bestimmen mussten. 
Die Neuregelung der Diäten folgt den 
Empfehlungen einer unabhängigen 
Expertenkommission, die der Bundes-
tag Ende 2011 eingesetzt hatte. Die Er-
höhung der Abgeordnetenentschädi-

gung soll sich künftig an der 
Entwicklung der Nominallöhne orien-
tieren. Die Diäten steigen damit mit 
der Höhe des Bruttodurchschnittsver-
dienstes der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer. Das heißt auch, dass die 
Abgeordnetenbezüge mit der Lohnent-
wicklung sinken können. Als Aus-
gangsgröße soll die Besoldung eines 
Richters an einem obersten Gerichts-
hof des Bundes dienen. Einschnitte für 
die Abgeordneten gibt es bei der Alters-
versorgung. Hier sinkt der Höchstsatz 
von 67,5 Prozent auf 65 Prozent. Eine 
vorzeitige Altersentschädigung ist 
künftig nur noch mit Abschlägen und 
erst ab 63 Jahren möglich. ■

Eine Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes soll die Energiewende 
vorantreiben – und einen weiteren Kostenanstieg verhindern.

Meldungen

Mindestlohn 
wirkt!
Der gesetzliche Mindestlohn von 
8,50 Euro pro Stunde ist zwar 
noch nicht eingeführt, seine Wir-
kung zeigt sich aber schon jetzt: 
Die Zahl der Tarifverträge mit 
Stundenlöhnen unter 8,50 Euro 
ist in den vergangenen Jahren 
deutlich zurückgegangen. Das 
ergibt eine aktuelle Auswertung 
des WSI-Tarifarchivs der Hans-
Böckler-Stiftung. Das WSI-Tarif-
archiv untersuchte rund 
4.750 Vergütungsgruppen aus 
40 Branchen und Wirtschafts-
zweigen. Der Anteil von Tarifver-
trägen mit Stundenlöhnen unter 
8,50 Euro ist demnach von 
16 Prozent im März 2010 auf 
10 Prozent im Dezember 2013 
gesunken. 
Der Leiter des WSI-Tarifarchivs 
Reinhard Bispinck sieht einen 
Hauptgrund für diese Entwick-
lung in der Ankündigung eines 
gesetzlichen Mindestlohns. „Die 
Aussicht auf den Mindestlohn 
macht es für Arbeitgeber unat-
traktiv, gegenüber Beschäftigten 
Dumpinglöhne durchzusetzen, 
indem sie sich Tarifverhandlun-
gen einfach entziehen.“ Auf 
diese Weise stärke die Lohnun-
tergrenze schon vor ihrer Einfüh-
rung das Tarifsystem. „Wir 
haben in letzter Zeit bemerkens-
werte Tarifabschlüsse in Bran-
chen gesehen, in denen es über 
Jahre so gut wie keine Fort-
schritte gegeben hat, manchmal 
fehlten sogar Arbeitgeberver-
bände, mit denen Gewerkschaf-
ten überhaupt hätten 
verhandeln können.“ ■

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz muss reformiert werden – weil es so erfolgreich ist.

Unabhängig und unbestechlich

Die Entschädigung von Abgeordneten wird 

mit einem Gesetz neu geregelt.
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nachgefragt …

Detlef Wetzel, Vorsitzender der 
 IG-Metall über das Rentenpaket 
der Bundesregierung

Es ist richtig, dass künftig Menschen 
nach 45 Beitragsjahren ohne Ab-
schläge mit 63 in Rente gehen kön-

nen. Das ist gelebte Anerkennung, 
Wertschätzung und Respekt vor der 
Lebensleistung von Menschen, die 
lange gearbeitet und mit ihren Bei-
trägen das Rentensystem finanziert 
haben. Die Reform korrigiert eine 
große Ungerechtigkeit. Am Ende ei-
nes langen Erwerbslebens wird jetzt 
die Lebensleistung der Menschen 
nicht mehr durch Strafkürzungen 
entwertet. Und nicht zuletzt trägt 
sie der Realität vieler Arbeitnehmer 
Rechnung. Denn viele sind froh, 
wenn sie überhaupt 45 Jahre kör-
perlich durchhalten. Wer diffamie-
rend über „Geschenke“ für einen 
angeblich eh schon privilegierten 
Facharbeiteradel philosophiert, ver-
kennt nicht nur soziale Realitäten, 
sondern hat auch im Geschichtsun-

terricht nicht aufgepasst. Der Adel 
war in Europa stets die unproduk-
tive Klasse, die eben nicht gearbeitet 
hat. Die Facharbeiter sind das Rück-
grat unserer Wirtschaft und Garant 
für Wachstum und Innovationen. 
Der Rentendebatte würde etwas 
mehr Nüchternheit gut tun. Es ist 
unverantwortlich, neue Frühverren-
tungsszenarien zu konstruieren und 
Jung und Alt gegeneinander auszu-
spielen. Nicht die Rente für langjäh-
rig Versicherte benachteiligt die 
Jungen, sondern ihre Lage auf dem 
Arbeitsmarkt. Anstatt prekärer Be-
schäftigung brauchen sie gute Ar-
beit und durchgehende 
Erwerbsbiografien. Das steigert die 
Einnahmen der Rentenkasse und 
die Rentenansprüche der heute jun-

gen Beschäftigten. Hier sind die 
 eigentlichen Stellschrauben. 
Die Arbeitgeber haben es zudem 
selbst in der Hand, Frühverrentung 
zu vermeiden. Wegen der demo-
grafischen Entwicklung und einer 
drohenden Fachkräfteknappheit ist 
eine verantwortliche Personalpolitik 
unabdingbar. Das Gebot der Stunde 
ist, ältere Beschäftigte besser zu 
 fördern, Stress zu reduzieren und 
 gesunde Arbeit zu ermöglichen. 
Auch die Politik kann die Frühver-
rentung von älteren Beschäftigten 
verhindern, indem sie die Erstat-
tungspflicht wiedereinführt und die 
Firmen verpflichtet, bei Entlassun-
gen von Beschäftigten ab 60 Jahren 
die Kosten der Arbeitslosigkeit zu 
tragen. ■

Das Rentenpaket schließt Gerechtigkeitslücken und schafft mehr Anerkennung für die Lebensleistungen der Menschen.
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Mit ihrem ersten großen Gesetzesvor-
haben schafft die Große Koalition 
mehr Anerkennung der Lebensleistun-
gen von Arbeitern und Angestellten. 

„Mit dem Rentenpaket schließen wir 
die vorhandenen Gerechtigkeitslü-
cken“, sagt SPD-Fraktionsvizin Carola 
Reimann. Es helfe vor allem Menschen, 
die lange und hart gearbeitet haben. 
Mit dem Paket verfolgt die Koalition 
ein klares Ziel: „Wir wollen, dass all 
diejenigen, die nicht mehr im Erwerbs-

Das vom Bundeskabinett beschlossene Rentenpaket bringt ab dem 
1. Juli 2014 Verbesserungen für Millionen Menschen in der Rente.

Rentenpaket bringt mehr

Gerechtigkeit

leben stehen können – aus Krankheits- 
oder Altersgründen –, sich auf unsere 
bewährten Sicherungssysteme verlas-
sen können“, sagt Reimann. 

Früher in Rente
Menschen, die 45 Jahre lang gearbeitet 
haben, haben etwas geleistet in unse-
rer Gesellschaft. Mit ihren Beiträgen 
haben sie jahrzehntelang das Sozial-
versicherungssystem gestützt. 
Künftig sollen diese Menschen deshalb 

2 Jahre früher abschlagsfrei in Rente 
gehen können. „Es geht hier um Men-
schen, die lange gearbeitet und das 
System der Rentenversicherung getra-
gen haben“, sagt Bundesarbeitsminis-
terin Andrea Nahles. Ihnen werde nun 
die Möglichkeit gegeben, früher in den 
Ruhestand zu gehen. Konkret bedeutet 
das: Wer 45 Jahre lang Rentenbeiträge 
gezahlt hat, soll künftig vor Erreichen 
der Regelaltersgrenze ohne Abzüge in 
den Ruhestand gehen können. Zu-

nächst mit 63 Jahren, danach steigt die 
Altersgrenze schrittweise auf 65 Jahre.

Mütterrente
Mit der Mütterrente bekommen Frau-
en, die vor 1992 geborene Kinder erzo-
gen haben, einen zusätzlichen Entgelt-
punkt zugeschrieben. Diese Frauen 
hatten nicht die gleichen Betreuungs-
möglichkeiten und Chancen auf Be-
rufstätigkeit wie sie junge Frauen heu-
te haben. Dadurch haben sie einen 
Nachteil in der Alterssicherung. Kon-
kret bedeutet das, dass sie 28,14 Euro 
monatlich in den alten und 25,14 Euro 
monatlich in den neuen Bundeslän-
dern mehr an Rente bekommen. Die 
Müterrente schafft mehr Gerechtigkeit 
und erkennt die Lebensleistung von 
 Eltern an.

Höhere Erwerbsminderungsrente
Wer aus gesundheitlichen Gründen 
nicht mehr arbeiten kann, wird in Zu-
kunft besser gestellt als bisher. Heute 
bekommen die Betroffenen eine Rente, 
als hätten sie bis zu ihrem 60. Lebens-
jahr weiter gearbeitet. Diese so ge-
nannte Zurechnungszeit wird künftig 
um zwei Jahre auf 62 Jahre verlängert. 
Konkret heißt das, dass Betroffene eine 
Rente erhalten, als ob sie bis zum 
62. Lebensjahr gearbeitet hätten. 

Erhöhung des Reha-Budgets
Die Rentenversicherung finanziert vie-
le Leistungen zur medizinischen und 
beruflichen Rehabilitation. Dieses Bud-
get wird jetzt dem demografischen 
Wandel angepasst, so dass für die ge-
burtenstarken Jahrgänge ausreichend 
Mittel zur Verfügung stehen. 

Wie geht es weiter?
Das Rentenpaket soll im Mai im Bun-
destag verabschiedet werden. Zum 
1. Juli soll es in Kraft treten. ■
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Der Bundestag diskutiert den Stand der Deutschen Einheit.

Deutsche Einheit:

Im Osten was Neues

25 Jahre nach der Friedlichen Revo-
lution haben sich die ökonomischen 
Lebensverhältnisse in Ostdeutschland 
und vor allem der materielle Wohl-
stand deutlich verbessert. Das zeigt der 
Jahresbericht zum Stand der Deut-
schen Einheit, den der Bundestag jetzt 
diskutiert hat. Der aktuelle Bericht 
ist noch unter der schwarz-gelben 
 Koalition verfasst worden.

Der Bericht zeichnet ein überwie-
gend positives Bild: Moderne Infra-
struktur mit guten Verkehrswegen 
und leistungsfähigen Energienetzen; 
gute Hochschulen und Bedingungen 
für Wissenschaft und Forschung. Mit 
10,7 Prozent sei die Arbeitslosigkeit auf 
dem niedrigsten Stand der letzten 
20 Jahre. In den neuen Bundesländern 
gebe es eine „Reindustrialisierung“, 
heißt es in dem Bericht. Demnach stieg 
der Anteil der Industrie an der Brutto-
wertschöpfung in den neuen Ländern 
(ohne Berlin) von 11 Prozent im Jahr 
1995 auf nun knapp 18 Prozent. Der 
Abstand zu den alten Bundesländern 
(24 Prozent) habe sich somit deutlich 
verringert. Auch die Abwanderung aus 
Ostdeutschland ist gestoppt: Erstmalig 
seit der Wiedervereinigung zogen 2012 
genauso viele Menschen von West- 
nach Ostdeutschland wie umgekehrt. 

Viel erreicht und viel zu tun
„Wir haben wirklich viel erreicht“, 

sagt die Beauftragte der Bundesregie-
rung für die neuen Bundesländer Iris 
Gleicke (SPD). Die Lebensverhältnisse 
und der materielle Wohlstand hätten 
sich kontinuierlich verbessert. Sie sagt 
aber auch: „Der Abstand zu West-
deutschland beträgt in der Wirt-
schaftskraft immer noch 30 Prozent.“ 
Die ostdeutsche Wirtschaftskraft müs-
se deshalb gestärkt werden. Vor allem 
bei den Löhnen sieht Gleicke Hand-
lungsbedarf. Denn der Bericht zeigt 
auch: Im Osten verdienen die Men-
schen im Durchschnitt 20 Prozent we-
niger als im Westen, in einigen Bran-
chen sind es sogar 45 Prozent weniger. 

Gleicke hebt in diesem Zusammen-
hang die Bedeutung des geplanten 
Mindestlohns hervor. „Damit zeigen 
wir, dass wir es ernst meinen mit der 
Angleichung der Lebensverhältnisse in 
ganz Deutschland.“

Innere Einheit ist nicht vollendet
Neben den wirtschaftlichen Daten 

sei es zudem die „innere Einheit“, die 
noch nicht vollendet sei, sagte die Spre-
cherin der Landesgruppe Ost der SPD-
Fraktion Daniela Kolbe. Eine aktuelle 
Forsa-Umfrage gibt ihr Recht: Dem-
nach sagen 60 Prozent der Befragten, 
es gebe noch immer eine Mauer in den 
Köpfen. Fast zwei Drittel der 45- bis 
59-Jährigen glauben, dass die Wieder-
vereinigung nur auf dem Papier statt-
gefunden habe. Die Hälfte der 18- bis 
29-Jährigen sieht immer noch eine 
Kluft zwischen Ost und West. Deshalb 
müsse es auch in Zukunft eine Beauf-
tragte der Bundesregierung für die 
neuen Länder geben, sagt Daniela Kol-
be. „Es gibt spezifische ostdeutsche 
Themen, die wir weiterhin berück-
süchtigen müssen.“

Gleichzeitig plädiert Kolbe dafür, 
die Frage nach dem Aufbau Ost in Zu-
kunft weiterzuentwickeln. Es sei nicht 
mehr automatisch so, dass die Ostdeut-
schen die Schwächeren seien. In Ost-
deutschland gebe es schon heute sehr 
dynamische Regionen, dagegen in 
Westdeutschland Regionen, die Unter-
stützung bräuchten. „Es geht nicht 
mehr darum, nach Himmelsrichtun-
gen zu unterscheiden.“ ■

Vorgestellt

Daniela Kolbe

Carola Reimann

Symbol der Deutschen Einheit: Das Reichstagsgebäude mit der „Fahne der Einheit“ 

(rechts) in Berlin.

// Der Jahresbericht zum 

Stand der Deutschen Einheit 

sieht die neuen Bundesländer 

insgesamt auf einem guten 

Weg. Große Unterschiede gibt 

es allerdings noch bei den 

Löhnen. //
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Mehr Infos zum Thema: 

www.spdfraktion.de
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Termine 

6. März Willkommen in 
Deutschland?! Dialog zu 
 Integration und Migration
45770 Marl

Weitere Termine:
www.spdfraktion.de
www.facebook.com/
spdbundestagsfraktion

Die SPD-Bundestagsfraktion 
hat im Dezember 2013 Carola 
Reimann zur stellvertretenden 
Vorsitzenden gewählt. Sie ist 
zuständig für die Bereiche Ar-
beit, Soziales, Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend. „Ich 
freue mich über die hohe Zu-
stimmung und auf die span-
nende Aufgabe in diesen für 
die SPD so zentralen Aufgaben-
feldern“, sagt Reiman zu ihrem 
neuen Amt. Die Erwartungen 
an die Sozialdemokraten seien 
gerade im Bereich Arbeit, Sozi-
ales und Familie sehr hoch. Die 
Braunschweiger Bundestags-
abgeordnete sitzt seit dem Jahr 
2000 für die SPD im Bundestag 
und war in der letzten Wahlpe-
riode Vorsitzende des Gesund-
heitsausschusses. ■

Die Leipziger Abgeordnete 
Daniela Kolbe ist die neue Spre-
cherin der ostdeutschen SPD-
Abgeordneten. Als solche wird 
sie sich innerhalb der SPD-Frak-
tion vor allem um die Belange 
Ostdeutschlands kümmern, 
zum Beispiel um das Thema 
Renten in Ostdeutschland. „Die 
Angleichung der Rentensys-
teme in Ost und West kann ich 
nun persönlich aktiv voran 
bringen“ sagt Daniela Kolbe. Sie 
ist zudem stellvertretende Spre-
cherin der Arbeitsgruppe 
Arbeit und Soziales der SPD-
Bundestagsfraktion. Die Dip-
lom-Physikerin ist 2013 zum 
zweiten Mal in den Bundestag 
eingezogen. ■
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